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A 
Vorbemerkung

1. Eingrenzung der Unfalluntersuchung durch das neu vorgeschlagene Verfahren im Vergleich zum bisherigen

Die deutschen Reedereien haben ein erhebliches eigenes Interesse an einer objek​tiven und wirkungsvollen Untersuchung von Seeunfällen. Der in der IMO entwickelte International Safety Management Code verpflichtet die Reedereien, interne schiffs- und umweltsichernde Betriebssysteme zu ent​wickeln. Diese sind „lebende Systeme“, d.h. sie müssen neueren Sicher​heitserkenntnissen ständig angepaßt werden. Sie dienen dazu, Un​fällen vorzubeugen. Eine wesentliche Quelle hierfür sind Lerneffekte aus vergangenen Unfällen. Aus ihnen folgen Weiterentwicklungen der gesetz​lichen aber auch der betrieblichen Vorschriftenwerke. Sie ermöglichen es zusätzlich, sich notfalls von Personen zu trennen, die sich als sachlich oder persönlich ungeeignet erwiesen haben. Andererseits ermöglicht eine personenbezogene Unfallbeurteilung, die auch ein fehlerhaftes Verhalten benennt, zugleich, fehlerhaftes Sicherheitsverhalten mit der arbeitsrecht​lichen Fürsorgepflicht abzuwägen und ggf. von individuellen Sanktionen abzusehen. 

Das bisherige Seeunfalluntersuchungsverfahren ließ diese differenzierte Bewertung bei jedem einzelnen Seeunfall durch die Reedereiunternehmen zu und diente damit der Schiffssicherheit in einem umfassenden Sinne. Das neue Verfahren will seine Untersuchungen auf solche Seeunfälle be​schränken, von denen Erkenntnisse zu erwarten sind, die zu Verän​derungen des staatlichen Vorschriftenwerks führen. Das betriebliche Umfeld spielt dabei keine Rolle. Auch persönliche Bewertungen sollen nicht mehr in die Untersuchung und die Untersuchungsberichte einbe​zogen werden. 

Diese neuen Voraussetzungen dürften bei grober Schätzung nur auf weit weniger als 50% aller bisher amtlich untersuchten Seeunfälle zutreffen. Die Zahl der amtlichen Seeunfalluntersuchungen dürfte sich daher drastisch vermindern. Die für betriebliche Sicherheitssysteme der Reedereien wichti​gen Erkenntnisse einschließlich der Feststellung persönlichen Fehlver​haltens wird sich daher ebenfalls deutlich einschränken. Die bisher relativ breiten Formen des Sicherheitsmanagements werden sich zum Nachteil betrieblicher Lerneffekte verengen.

2. Interessenabgleich im bisherigen und im neuen Untersuchungsver​fahren

Jede Unfalluntersuchung stößt auf divergierende, für sich genommen aber jeweils legitime Interessen.

a) Die öffentliche Verwaltung wie die Klassifikationsgesellschaften verfol​gen das Ziel, ihr Vorschriftenwerk an Lehren anzupassen, die sich aus Unfällen ergeben (z.B. Veränderungen des Bau- und Betriebsstandards für Seeschiffe, Veränderung der Normen, die auf das Verhalten einwirken). 

Die öffentliche Verwaltung hat zugleich die aus ihrer rechtlichen Für​sorge​pflicht folgende Neigung, die Beteiligung öffentlicher Bediensteter an konkreten Unfällen (z.B. bei Landradarberatungen) nicht in den Vor​dergrund treten zu lassen und sie aus Untersuchungen herauszu​halten.

b) Inhaber seemännischer Befähigungszeugnisse, die in einen konkreten Unfall verwickelt sind, haben das legitime Recht, rechtliche und fak​tische Nachteile, die aus ihrem Verhalten folgen können, von sich abzuwenden. Sie werden daher entweder auf Fragen schweigen oder die Ursachenverläufe anders bewerten, als sie möglicherweise bei ob​jektiver Betrachtung zu bewerten wären.

c) Reedereien haben ähnlich wie die öffentliche Verwaltung ein Interesse, Lerneffekte aus Unfällen zu entwickeln und künftigen Unfällen besser vorbeugen zu  können. Zugleich haben sie ein ebenso legitimes Inter​esse, eigene zivilrechtliche Ansprüche gegen einen Kollisionsgegner gegenüber einem Versicherer und anderen zu wahren und mögliche Haftpflichtansprüche Dritter gegen sich selbst abzuwehren. 

Diese divergierenden Interessen wurden bisher in einem öffentlichen Seeamtsverfahren ausgetragen. Es umschloß alle Beteiligten unter dem Vorsitz eines neutralen Vorsitzenden, der mit sachverständigen nautischen Beisitzern agierte. Der Interessenabgleich, der zugleich der Wahrheitsfindung dient, erfolgte in Kenntnis der Einlassung aller am Unfall Beteiligten. Alle Beteiligten können die jeweils eigene Interessen​lage in Kenntnis der Einlassung aller anderen abwägen. Dies führt zu einer hohen Akzeptanz der Seeamtssprüche in ihren tatsächlichen Fest​stellungen wie in ihren Bewertungen des Unfallherganges. Die See​amtssprüche bilden daher regelmäßig auch die Grundlage für sich anschließende vermögensrechtliche und zivilrechtliche Regelungen ebenso wie für die Prüfung strafrechtlicher Tatbestände durch Polizei und Staatsanwaltschaft.

Diese „Befriedungsfunktion“ der Seeamtssprüche entfällt künftig. Das neue Verfahren ist nicht öffentlich. Bewertungen persönlichen Verhal​tens sollen entfallen. Keiner der Beteiligten kennt die Einlassung der anderen Beteiligten. Dies wird die Aussagezurückhaltung der unmittel​bar am Unfall Beteiligten fördern, wenn sie Nachteile aus den Einlas​sungen anderer Beteiligter befürchten müssen, die sie nicht kennen. Die Unfallaufklärung wird im Vergleich zum geltenden Recht tendenziell erschwert.

Das Verfahren soll in seinem Schlußbericht keine Fehlerzuweisungen enthalten und keine Vorwerfbarkeit feststellen. Die neue Untersu​chungsbehörde wird jedoch deshalb von vornherein eng mit Polizei und Staatsanwaltschaft zusammenarbeiten müssen. Dies wird dazu führen, daß die direkt am Unfallhergang Beteiligten sich künftig vermutlich in höherem Maße als bisher vor Strafgerichten zu verantworten haben, die - anders als die Seeämter - nicht mit nautischen Sachverständigen be​setzt sind. Zivilrechtliche Auseinandersetzungen werden in stärkerem Maße der Gerichtsbarkeit zugewiesen werden. Der Aufwand für Rechtsverfol​gungen für alle Beteiligten wird sich erhöhen.

3. Internationale Normen als Basis für das bisherige und das neue Verfahren

Die vorstehenden Nachteile müßten ggf. hingenommen werden, wenn die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgeschlagene grundlegende Neuordnung des Untersuchungssystems zwingend erforderlich wäre, weil internationale Normen sie vorschreiben. Dies ist aus unserer Sicht nicht der Fall. Hier sind zwei internationale Rechtsinstrumente zu prüfen.

a) Grundlage für einen internationalen Untersuchungsstandard ist zu​nächst der IMO-Code A 849 (20). Er gibt Vorgaben für Konsultationen und Kooperationen, wenn mehrere Staaten bei einer Seeunfallunter​suchung beteiligt sind. Dabei räumt er dem Flaggenstaat eine Priorität ein. Im übrigen läßt er jede Art von Untersuchungsverfahren zu und steht ausdrücklich unter dem Vorbehalt der Anwendung eines natio​nalen Rechts. Er schreibt also dem nationalen Recht das Verfahren nicht vor, sondern empfiehlt lediglich Vorgaben für Konsultationen und Kooperationen, die das nationale Recht einhalten sollte. Wenn die Untersuchungspraxis der einzelnen Staaten daher ermittelt und ver​glichen werden soll, muß der Code immer im Zusammenhang mit dem jeweiligen nationalen Recht gesehen werden. Der nationale Gesetz​geber bleibt frei, die Verfahrensrechte selbständig zu regeln. Nur das Ziel der Konsultationen und Kooperationen müßte eingehalten werden.

Der IMO-Code zwingt also nicht dazu, das nationale Verfahren auf eine vollständig neue Grundlage zu stellen. Dies zu tun liegt im Ermessen des Gesetzgebers. 

Eine andere mögliche Lösung wäre, § 24a des geltenden See​unfalluntersuchungsgesetzes durch einen ausdrücklichen Hinweis auf den IMO-Code zu erweitern, der dann die Verfahrensgrundlage für solche Fälle mit internationalen Auswirkungen bilden könnte, bei denen auch der ausländische Staat den IMO-Code als Verfahrensgrundlage akzeptiert. Der nationale Gesetzgeber jedenfalls ist frei, das Verfahren zu wählen, das für seine Ziele am zweckmäßigsten erscheint.

b) Für Seeunfälle von Ro/Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgasthochge​schwindigkeitsfahrzeugen hat Art. 12 der EG-Richtlinie 1999/35/EG den IMO-Code auch gemeinschaftsrechtlich zum 1.12.2000 verbindlich ge​macht. Hierfür ist der neu eingefügte § 24a SUG geschaffen worden, der bereits ein flexibles, mit einem Bericht endendes Untersuchungs​ver​fahren vorsieht, wenn es sich um Unfälle auf hoher See oder mit ausländischen Beteiligten handelt. Er könnte durch ausdrückliche Ver​weisung auf den IMO-Code inhaltlich angereichert werden. Auch dies erscheint als eine Frage gesetzgeberischer Zweckmäßigkeit.

c) Die Europäische Kommission hat soeben den Verordnungsvorschlag „zur Einrichtung einer europäischen Agentur für die Sicherheit des See​verkehrs“ vorgelegt (Komm. 2000/0397/COD). Er befindet sich im euro​päischen Gesetzgebungsverfahren. Die Verordnung definiert zugleich die Aufgaben dieser neuen europäischen Agentur. Zu ihnen gehört die „Konzipierung eines gemeinsamen Verfahrens zur Untersuchung der Seeschiffahrtsunfälle innerhalb der Gemeinschaft“ (Art. 2 Ziffer 3c).
Vor diesem Hintergrund liegt es nahe zu prüfen, ob es wirklich Sinn macht, unmittelbar vor Erarbeitung eines solchen europäischen Kon​zep​tes für ein gemeinsames Verfahren zur Unfalluntersuchung im See​verkehr ein grundsätzlich neues Untersuchungsverfahren in Deutsch​land einzuführen, das möglicherweise kurz nach seiner Einführung aus europarechtlichen Gründen wieder geändert werden müßte. Diese europarechtliche Lage könnte eher dafür sprechen, das bisherige Ver​fahren bis zu einem grundsätzlich neuen europäisch einheitlichen Untersuchungskonzept fortzuführen, zumal das bisherige Verfahren nach Überzeugung der Praxis in weitaus der Mehrzahl der untersuchten Fälle zu praktisch verwertbaren Ergebnissen gekommen ist und ggf. durch wenige Veränderungen verbessert werden könnte. 

4. Vermittlungsvorschläge

a) Vor dem Hintergrund starker und an der Küste wiederholt vorgetragener Kritikpunkte hatte der Bundesrat vorgeschlagen, dem Antrag der Bun​desregierung zur Umwidmung des Bundesoberseeamtes in eine Bun​desstelle für Unfalluntersuchungen zu folgen, deren Bericht aber nach den bisherigen Verfahrensregeln zum Gegenstand eines öffentlichen Seeamtsverfahrens zu machen. Die Seeämter blieben damit in ihrer bisherigen Funktion erhalten. Dies hat die Bundesregierung abgelehnt.

b)
Auch könnte alternativ erwogen werden, der neu zu gründenden Bundesstelle eine Art „Recht des ersten Zugriffs“ auf alle Seeunfall​untersuchungen zu geben, von denen insbesondere wegen interna​tionaler Beteiligungen die Bundesstelle meint, sie seien besser direkt durch sie zu untersuchen. Für alle übrigen Fälle könnte es dann bei den nach der Auffassung vieler Praktiker bewährten Seeamtsverfahren bleiben. Auch solche Überlegungen scheinen der Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundesrates zu wider​sprechen.

d) Auch vor diesem Hintergrund wäre zu prüfen, für den Vorschlag der Bundesregierung zur Neuordnung der Seeunfalluntersuchung zu​nächst ein europäisches Einverständnis zu gewinnen und ihn an​schließend – gegebenenfalls verändert – über die beabsichtigte euro​päische Sicherheitsagentur europaeinheitlich verbindlich vorzu​schreiben.

B
Zum vorgelegten Fragenkatalog des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

I. Fragen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1. Vereinbarkeit des Gesetzentwurfs mit höherrangigem Recht

Wir gehen davon aus, daß der vorgelegte Gesetzentwurf der Bundesregierung mit übergeordnetem Recht vereinbar ist. Zu dieser Frage wird sich wohl in erster Linie der Vertreter der Seerechts​wissenschaft äußern. In einigen Detailbestimmungen, wie bei der Erfül​lung der Voraussetzungen des Datenschutzes, geht der Gesetzentwurf u.E. über die bisher gezogenen Grenzen ohne Not hinaus. 

Uns erscheint als entscheidende Frage nicht die Vereinbarung des Gesetzentwurfs mit höherrangigem Recht, sonder die Frage, 

-
ob der Gesetzentwurf Verfahren und Ergebnisse der Unfallermittlung im Vergleich zum geltenden Recht im Sinne eines auch die Ree​dereiunternehmen umfassenden Sicherheitsmanagements verbessert

-
ob der Gesetzentwurf den legitimen aber differenzierten Interessen der Öffentlichkeit, der am Unfall direkt Beteiligten, der Reedereien, der Klassifikationsgesellschaften, der Ladungsbeteiligten und Versicherer in ausreichendem und ausgleichendem Maße Rechnung trägt,

-
ob und inwieweit er sich im Gleichklang mit der internationalen Rechts​entwicklung und der europäischen Harmonisierung befindet.

Hierzu haben wir zusammenfassend in den Vorbemerkungen Stellung genommen.

2. Erweiterung des § 24a SeeUG als Alternative

Eine Erweiterung des § 24a SeeUG um einen ausdrücklichen Hinweis auf die Anwendbarkeit der Verfahrensregeln des IMO-Codes in Fällen mit Beteiligung ausländischer Staaten an der Unfalluntersuchung würde u.E. jedenfalls bis zu einer europarechtlich einheitlichen Lösung ausreichen. Das Bundesoberseeamt würde dadurch in stärkerem Maße als bisher als Untersuchungsstelle tätig werden können. Die bisher schon praktizierte internationale Zusammenarbeit der deutschen Seeämter mit auslän​dischen Behörden (jüngste Beispiele sind der Seeunfall „JANRA“ in finnischen Gewässern und die Fährschiffsunglücke „Prinz Richard“, „Rügen“ und „Sassnitz“), die sich auf der Grundlage des IMO-Codes abspielten, würden eine klarere Rechtsgrundlage erhalten.

3. Abkehr von der „Culture of Blame“

Im Interesse einer straffen und effizienten Seeunfalluntersuchung halten wir es für richtig, wenn im Seeamtsverfahren künftig auf die Feststellung fehlerhaften Verhaltens solcher Personen verzichtet würde, deren Verhalten für den Seeunfall nicht ursächlich war, sondern nur bei Gele​genheit der Unfalluntersuchung festgestellt wurde. Im übrigen bezweifeln wir, daß sich die Untersuchung bei der Mehrzahl der Seeunfälle auf eine objektive Fehleranalyse beschränken kann, ohne das Verhalten konkreter Personen in der Ursachenkette zu ermitteln und zu bewerten. Die Ursachenermittlung in der Luftfahrt und der Seeschiffahrt unterscheiden sich insoweit. In der Luftfahrt hängt die Ursachenermittlung im wesentlichen von der Auswertung der Flugschreiber und von technischen Überprüfungen der komplexen Steuerungssysteme eines Flugzeugs ab. Die beiden weltmarktbeherrschenden Herstellerbetriebe wirken bei diesen technischen Untersuchungen mit. Die auf technische Geräte ausgerichtete Ursachenermittlung ist regelmäßig unabhängig von Aussagen und Einflüssen des fliegenden Personals. Auf sie kann ggf. verzichtet werden, ohne das Unfalluntersuchungsergebnis zu beeinträchtigen.

In der Seeschiffahrt ist dies anders. Bei rd. 80% aller Unfälle spielt menschliches Verhalten und Fehlverhalten eine Rolle. Schadensanalysen von Haftpflichtversicherern haben ergeben, daß die Hälfte aller Ladungs​schäden, die Hälfte der Verschmutzungsschäden, 65% der Unfallschäden, 80% der Sachschäden und 90% der Kollisionsschäden auf sogenanntes menschliches Versagen der am Schiffsbetrieb beteiligten Personen zurückzuführen war. Dies schließt Besatzungsmitglieder, Lotsen, Be​sichtiger und andere am Schiffsbetrieb Beteiligte ein. Die Feststellung, daß die Ursache oder Mitursache für einen Seeunfall mit dem Verhalten einer bestimmten Person verbunden war, läßt sich von der weiteren Feststellung, daß das Verhalten nicht normengerecht, also vorwerfbar, gewesen war, nicht trennen. 

Technische Geräte zur Aufzeichnung aller für Unfälle maßgebenden technischen Funktionen sind bisher an Bord von Seeschiffen nicht vorhanden. Auch ein zukünftiger Voyage Data Recorder, der ab 2008 vorgeschrieben werden soll, wird die Ursachenermittlung nur in Teil​bereichen erleichtern. Staufehler, Containerverluste, Korrosionen an den Ladetanks des Schiffes und andere vergleichbare Unfallursachen wird er nicht registrieren können. Die Unfallauswertung verlangt daher im Regel​fall die Feststellung des Verhaltens von Personen und die Zurechnung ihres Verhaltens zum Unfallergebnis. Ohne eine Bewertung des Ver​haltens wird dies nicht zu leisten sein.

Dies ist keine „Culture of blame“, von der Abschied genommen werden könnte, sondern zwingender Teil eines auf Seeunfälle gerichtetes effi​zientes Untersuchungsverfahren.

4. Umsetzung der EG-Richtlinie 1999/35/EG

Bisher ist aus unserer Sicht keine Verzögerung bei der Umsetzung der Richtlinie eingetreten. § 24a SeeUG ermöglicht die Umsetzung der Richt​linie einschließlich des IMO-Codes, auf den die Richtlinie ihrerseits verweist, im Rahmen des deutschen Rechts, ohne daß das Verfahren im Detail vorgegeben wird. Dementsprechend hat unseres Wissens die EU-Kommission auch nicht beanstandet, daß die Richtlinie in Deutschland nicht umgesetzt worden sei. Zur Klarstellung könnte die Verweisung auf den IMO-Code als Verfahrensgrundlage ausdrücklich in der Bestimmung aufgenommen werden.

5. Arbeit der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung

Wir gehen davon aus, daß diese Fragen von den Sachverständigen der Flugunfall​untersuchung beantwortet werden.

6.
Unfalluntersuchung bei Unfällen im sonstigen Verkehr, bei öffentlichen Veranstaltungen und einstürzenden Gebäuden

Die Frage kann vom VDR mangels Kenntnis der tatsächlichen Umstände bei der Unfalluntersuchung, z.B. bei einstürzenden Gebäuden, nicht beantwortet werden. Sofern sie die Überlegung nahelegen sollte, daß alle Unfalluntersuchungen denselben Verfahren folgen müßten, wäre ein solcher Schluß fehlerhaft. Die Grundsätze der Luftunfalluntersuchung gelten beispielsweise nicht außerhalb der Luftfahrt. Eine Sonderbehörde des Bundes fehlt insoweit. Wenn sich – wie bei der Seeschiffahrt – ein Unfallermittlungsverfahren in mehr als 100-jähriger Praxis herausgebildet hat, sich als anpassungsfähig an zwischenzeitliche Entwicklungen erwiesen hat und von der Mehrzahl der Beteiligten als im wesentlichen positiv bewertet wird, reicht zu seiner Abschaffung der bloße Hinweis nicht aus, daß es in anderen Wirtschaftsbereichen ein vergleichbares Verfahren nicht gebe. 

7.
Untersuchung des Seeunfalls „Baltic Carrier“
Wir gehen davon aus, daß diese Frage von den Vertretern der Seeämter beantwortet wird.

8. Bewertung des jetzigen SeeUG

a) Das SeeUG läßt nach § 1 Abs. 1 die Untersuchung von Seeunfällen auch auf Hoher See und in fremden Hoheitsgewässern zu. Dem Ge​setzgeber stünde es gegebenenfalls frei, die Voraussetzungen hierfür zu erweitern. 

b) Das bisherige SeeUG sieht keine Vorschriften vor, die das Seeamt zwingen, persönliche Daten von Beteiligten an ausländische Stellen zu übermitteln. Das Bundesdatenschutzgesetz ist zu beachten. Der Vor​sitzende des Seeamts hat im Rahmen des öffentlichen Verfahrens darauf hinzuwirken, daß die Schutz​vorschriften des Datenschutzes ein​gehalten werden. Im übrigen gibt es nur für berechtigte Interessenten ein Akteneinsichtsrecht.

9. Derzeitige Schlußfolgerungen aus der Untersuchung von Seeunfällen


Klassifikationsgesellschaften, Reedereien und sonstige an der Fort​entwicklung eines Konzeptes zum Sicherheitsmanagement interessierte Stellen werten geeignete Seeamtssprüche zu diesen Zwecken aus. Das​selbe gilt für die Bundesverwaltung hinsichtlich der Optimierung von Schiffssicherheitsvorschriften.

10. Neutralität der Bundesstelle 

11. Sofortige Patententziehung bei Alkoholdelikten

12. Praktische Unfalluntersuchung außerhalb deutscher Hoheits​gewässer

Wir gehen davon aus, daß die vorstehenden Fragen am sachver​ständigsten von den Vertretern der Seeämter beantwortet werden.

13. Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden im deutschen Küstenmeer

Wir gehen davon aus, daß diese Frage von Behördenvertretern beant​wortet werden.

14. Vor- und Nachteile einer nicht öffentlichen Seeamtsverhandlung

Wir verweisen auf unsere Hinweise in der Vorbemerkung zu dem Fragen​katalog. Aus unserer Sicht überwiegen die Vorteile einer öffentlichen See​amtsverhandlung.

15.
Rolle der Rechtsinstrumente der Mediation und freiwilligen Schieds​gerichtsbarkeit.
In der Unfalluntersuchung im Seeverkehr spielt weder das Instrument der Mediation noch die Schiedsgerichtsbarkeit eine Rolle. Es geht bei der Un​falluntersuchung um die Feststellung von Ursachenverläufen und Tatsachen, um das Verhalten von Personen und dessen Bewertung. Dies ist für Schiedsgerichtsverfahren ungeeignet. Erst nach Feststellung des komplexen Ursachenbündels durch einen Seeamtsspruch tritt die Frage auf, wie daraus folgende zivilrechtliche Ansprüche zwischen den Beteilig​ten (Reedereien, Ladungsbeteiligten, Haftpflichtversicherern, Kaskover​sicherern, Ladungsversicherern und ggf. Drittgeschädigten) zu bewerten und zu lösen sind. Erst von diesem Zeitpunkt ab können Schiedsgerichts​verfahren eine Rolle spielen. Sie sind kein Ersatz für das bisherige oder das neue Seeunfalluntersuchungsverfahren.

16.
Grundsätze des Verwaltungsrechts zur Einschränkung persönlicher Berechtigungen, bei denen die Rollen von „Ankläger“ und „Richter“ in Personalunion bei einer Stelle liegen 

Für das bisherige Seeamtsverfahren erscheint es verfehlt, von „Anklägern“ und „Richtern“ zu sprechen. Es handelt sich um ein Verwaltungsverfahren, das von einer unabhängigen Instanz mit einem unabhängigen Vorsitzen​den durchgeführt wird. Vor der Reform des Seeunfalluntersuchungs​gesetzes gab es die Rechtsfigur des „Bundesbeauftragten“, der eine Art „Anklage“ vertrat. Diese Konstruktion ist seit der Reform des SeeUG aufgehoben. Es findet ein einheitliches Ermittlungsverfahren statt, das Tat​umstände und Ursachenverläufe feststellt und im Ergebnis aufgrund der festgestellten Tatsachen zur Entziehung oder Einschränkung von Befähigungs​zeug​nissen führen kann. Es wird umfassend ermittelt. Dem Beteiligten stehen alle Interventionsmöglichkeiten offen. Er kann sich eines Rechtsbeistandes bedienen. Ein Verstoß gegen verwaltungs​rechtliche Prinzipien ist bisher in diesem Verfahren nicht gesehen worden. Wird künftig diesem Verwaltungsverfahren ein weiteres Verwaltungs​verfahren als „Vorprüfung“ ebenfalls durch eine Verwaltungsbehörde vorge​schaltet, erscheint dies eher als ein Aufblähen bürokratischer Strukturen.

17. Vor- und Nachteile der Wiedereinführung einer gerichtlichen Berufungsinstanz im Verfahren der Patenteinschränkung

§ 23 Absatz 2 SeeUG hatte die Berufungsinstanz in der Verwaltungs​gerichtsbarkeit ausgeschlossen, weil der gegebenenfalls anzugreifende Verwaltungsakt in zwei Verwaltungsinstanzen (Seeamt und Bundesober​seeamt) nach mündlichen Verfahren erlassen wird. In diesen Verfahren war allen Beteiligten ausreichend Gelegenheit zur Sach- und Rechts​darstellung geboten. Es sind daher unseres Wissens auch relativ wenige verwaltungsgerichtliche Verfahren durchgeführt worden. Die rechtliche Lö​sung wurde jedenfalls überwiegend als angemessen bewertet.

Die Wiedereinführung der Berufungsinstanz durch den Gesetzentwurf wäre aus unserer Sicht eine notwendige Folge, wenn die bisherigen breiten Mitwirkungsrechte der Betroffenen bei der Ermittlung der See​unfallursachen künftig eingegrenzt werden. Sie ist für den Betroffenen allerdings mit einem höheren Kostenaufwand verbunden. Die Spruch​körper der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind zudem - anders als im See​amtsverfahren - nicht mit nautischem Beisitzern verbunden. Der bisher in zwei Instanzen verfügbare Sachverstand bei der Bewertung von Unfall​hergängen wird daher im Rahmen der Verwaltungsgerichtsbarkeit durch ein stärkeres Gewicht verwaltungsrechtlichen Sachverstandes ersetzt. Dies hat eine nicht schlechtere, aber völlig andere Qualität und wird deshalb nicht von allen Beteiligten als Fortschritt empfunden.

18. Fachschul- oder Fachhochschulabschluß für Seelotsen

Nach dem 1997 in Kraft getretenen STCW-Übereinkommen kann ein Fachschul- und Fachhochschulabsolvent das gleiche nautische Wach​offizierspatent und nach entsprechender Wachoffiziersfahrtzeit das Kapitänspatent für Schiffe über 500 BRZ in der weltweiten Fahrt erwerben. Die Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung ist insoweit dem STCW-Über​einkommen inzwischen angepaßt worden. Das Ausbildungsergebnis der Fachhochschüler und der Fachschüler ist daher vom Verordnungsgeber gleichgestellt worden. Bei der Zulassung zu öffentlich gebundenen Beru​fen anschließend wieder zu differenzieren, wäre nur bei durchgreifenden Unterschieden in den Berufsbildern möglich. Solche durchgreifenden Unterschiede sehen wir nicht.

Der auf Fachschulen oder Fachhochschulen ausgebildete Kapitän hat als „Betriebsleiter“ in jeder Situation die Gesamtverantwortung für Schiff, Ladung und Besatzung. Die Bewältigung komplexer Situationen wird ihm anvertraut. Das Tätigkeitsprofil eines Kapitäns ist daher nicht geringer zu bewerten als das Tätigkeitsprofil eines Seelotsen. Wenn Fachschul​absolventen geeignet sind, den Beruf eines Kapitäns zu ergreifen und damit die „fortschreitende technische Entwicklung in der Seeschiffahrt“ ebenso zu bewältigen haben wie Fragen, die sich aus der „multinationalen Zusammensetzung der Besatzungen“ ergeben, kann dies vom Prinzip her gegenüber der Tätigkeit eines Lotsen nicht geringer bewertet werden. Da der Sachverhalt vom Gesetz- und Verordnungsgeber bei der Erteilung der Befähigungszeugnisse gleich behandelt wird, müßte sich eine Differenzierung der Zulassung zum Lotsenberuf an verfassungsrechtlichen Gründen der Gleichbehandlung messen lassen. Dies ist schwierig, denn nach dem Seelotsgesetz ist der Seelotse ein vom Kapitänsberuf abgelei​tetes Berufsbild mit bestimmten Zusatzqualifikationen (Revierkunde, persönliche Zuverlässigkeit). Diese Zusatzqualifikationen beziehen sich einerseits auf die Persönlichkeitsstruktur und sind andererseits weit​gehend praktischer Art (Fahren eines Schiffes im Revier) und daher nicht zwingend mit der Qualifikation nur eines Fachhochschulabsolventen verbunden. Dementsprechend sind auch Seelotsen, die aus früherer Zeit „nur“ eine Fachschulausbildung hatten und anschließend den Lotsberuf ergriffen, niemals als weniger qualifiziert betrachtet worden als ihre spä​teren Kollegen im Lotsdienst, die aufgrund der seinerzeit neu eingeführten Ausbildungsverordnungen alle einen Fachhochschulabschluß aufwiesen.

Aus unserer Sicht könnte ggf. geprüft werden, ob im Rahmen der Vorbereitungszeiten für den Lotsberuf ohne Verletzung des Gleichheits​grundsatzes unterschiedlich lange praktische Fahrtzeiten für den Fachschulabsolventen und den Fachhochschulabsolventen vorgeschrie​ben werden könnten, um den längeren Ausbildungsweg über die Fach​hochschule zu kompensieren.

Wiederum anders wäre die Frage zu bewerten, wenn ein besonderes Berufsbild Seelotse mit eigener Ausbildung und eigener beruflicher Qualifikation geschaffen werden sollte. Dies steht allerdings derzeit im Rahmen des vorgelegten Gesetzentwurfs nicht zur Diskussion.

II. Fragen der Fraktionen der CDU/CSU

1. Handlungsbedarf für eine Verfahrensänderung?

Es liegt selbstverständlich im gesetzgeberischen Ermessen, bestehende Untersuchungsverfahren zu ändern, wenn die Erkenntnisse des Gesetzgebers darauf hindeuten, daß mit einer solchen grundsätzlichen Neuordnung eine wesentliche Verbesserung der Untersuchungser​gebnisse bewirkt werden könnte. Die unternehmerische Praxis wird sich dann darauf einzustellen haben.

Einen praktischen Handlungsbedarf für eine solche grundsätzliche Neu​ordnung sehen wir jedenfalls im augenblicklichen Zeitpunkt nicht. Das bisherige Verfahren hat aus unserer Sicht zu akzeptablen Ergebnissen geführt. Es kann im Detail verbessert werden (z.B. durch Verzicht auf die Feststellung fehlerhaften Verhaltens solcher Personen, deren Verhalten nicht ursächlich für den Unfall war, durch ggf. Erweiterung der Zuständigkeit der Seeämter für Untersuchungen im Ausland, durch ausdrücklichen gesetzgeberischen Hinweis im § 24a des geltenden Seeunfalluntersuchungsgesetzes auf den IMO-Code als Verfahrens​grundsatz, vor allem aber durch eine bessere finanzielle Ausstattung der Seeämter, um sie in die Lage zu versetzen, ihre von uns positiv bewertete Untersuchungsarbeit noch effizienter, schneller und direkter durchführen zu können. Der Unterschied in der finanziellen Ausstattung der Behörden, die für die Untersuchung im Luftfahrtbereich zuständig sind, verglichen mit den Seeämtern und der vom Gesetzentwurf vorgeschlagenen neuen Bundesstelle ist evident).

Ein völkerrechtlicher Zwang für eine grundlegende Neuordnung des deutschen Seeunfalluntersuchungsverfahrens ist für uns aus den vorge​nannten Gründen ebenfalls nicht erkennbar. 

Die Herbeiführung europaeinheitlicher Verfahrensgrundsätze für das Seeunfalluntersuchungsverfahren ist durch einen Verordnungsentwurf der EG-Kommission eingeleitet. Sobald eine Einigung über solche europa​einheitlichen Verfahrensgrundsätze besteht, sollten sie von Deutschland übernommen werden. Unter dieser Voraussetzung würden wir einen Handlungsbedarf erkennen. 

2. Europarechtlicher Zwang bis zum 28.2.2002 den IMO-Code in nationales Recht umzusetzen

Wir verweisen auf unsere Antwort zur Frage 4 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen. Im Rahmen des derzeit geltenden Rechts (§ 24a SeeUG) ist unseres Erachtens eine Umsetzung der EU-Richtlinie für den dort einge​grenzten Fall ohne weiteres möglich. Eine Ergänzung des § 24a durch ausdrücklichen Hinweis auf den IMO-Code würde dieses klarstellen können.

3. Vergleichbarkeit der Verfahren der Unfalluntersuchung in der Luftfahrt und der Schiffahrt

Wir verweisen auf unsere Antwort zur Frage 3 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen. Wir meinen, daß die Flugunfall- und Seeunfalluntersuchung sich deswegen voneinander unterscheidet, weil die Voraussetzungen der jeweils zu prüfenden Sachverhalte unterschiedlich sind. Sollten die Ver​fahren und formalen Ergebnisse aneinander angeglichen werden, wird dies nur dadurch möglich sein, daß wesentliche Teile der bisher im Rahmen der Seeunfalluntersuchung durchgeführten Ermittlungen und Ergebnisse entfallen und Teile davon auf andere Instanzen, wie Straf​gerichte und Zivilgericht verlagert werden.

4. Gewährleistung von Fachkompetenz im neuen Verfahren für ehrenamtlich Tätige, Befriedungsfunktion

Die vorgeschlagene Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung kann sich nach eigenem Ermessen geeigneter privater Personen als Beauftragte für Unfalluntersuchungen bedienen. Insoweit läßt sich Fachkompetenz auch in das neue Verfahren einbinden. Dies können möglicherweise auch ehrenamtlich Tätige sein, auch wenn dies der Gesetzentwurf nicht ausdrücklich vorsieht. Die Qualität der Mitwirkung ist allerdings eine andere als im derzeitigen Seeamtsverfahren. Im Seeamtsverfahren sind die nautischen Beisitzer mitentscheidende Personen, die unter dem Vorsitz eines unabhängigen Vorsitzenden agieren. Im neuen Verfahren unterliegen sie im Einzelfall den Weisungen der Bundesstelle. Sie arbeiten unter deren Fachaufsicht als Hilfsorgan oder leisten gutachterliche Arbeit. Die Qualität der Einbindung von Fachkompetenz ist jeweils vollständig unterschiedlich. Der neuen Bundesstelle sind überdies für die Hinzuziehung von Fachkompetenz Grenzen gesetzt, die sich aus der Mittelzuweisung an die neue Bundesstelle ergeben.

Das neu vorgeschlagene Untersuchungsverfahren wird schwerlich als nicht „fair“ bewertet werden können. Es ist im Vergleich zum derzeitigen Seeamtsverfahren vollständig anders. In dem neuen gesetzgeberischen Rahmen wäre das insoweit andere Verfahren für sich genommen sicherlich ebenfalls „fair“.

Ob die bisherige „Befriedungsfunktion“ des Seeamtsverfahrens beibe​halten werden kann, erscheint uns fraglich. Wir verweisen insoweit auf unsere Vorbemerkungen zum Fragebogen und auf unsere Antwort zur Frage 3 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen.

5. Grundsatz der Öffentlichkeit

Im angestrebten neuen Verfahren ist der Grundsatz der Öffentlichkeit nicht gewährleistet. Das Verfahren geht im Gegenteil ausdrücklich davon aus, daß es nicht öffentlich durchgeführt werden soll. Wir sehen hierin im Vergleich zum derzeitigen Seeamtsverfahren einen Nachteil des neuen Verfahrens. Zur Begründung verweisen wir auf unsere Vorbemerkungen zum Fragenkatalog. Der Grundsatz der Öffentlichkeit verfolgt aus unserer Sicht objektive Interessen. Er dient der Transparenz der Verwaltung, er schafft Vertrauen der Öffentlichkeit in einen objektiven Verlauf der Ur​sachenermittlung. Er dient insoweit auch der Generalprävention.

6. Datenschutz im Rahmen des neu angestrebten Verfahrens

Artikel 2 § 19 des Gesetzentwurfs der Bundesregierung führt unseres Erachtens zu einem unbeschränkten Datenfluß an Dritte. Nach dem Gesetzesvorschlag darf die Bundesstelle Aufzeichnungen, Aussagen und persönliche Daten an Dritte zwar zu keinem anderen Zweck als dem einer „Untersuchung im Sinne dieses Abschnittes“ freigeben. Diese Einschrän​kung ist richtig. Sie wird jedoch im folgenden „es sei denn, daß Satz“ wieder aufgegeben. Danach kann die Bundesstelle oder sogar eine ausländische Behörde entscheiden, daß die Daten weitergegeben werden dürfen, obwohl dies erkennbar negative Folgen für die Betroffenen hat. Voraussetzung ist lediglich, daß die „Auswirkungen ihrer Freigabe“ die negativen Auswirkungen auf den Betroffenen „überwiegen“. Eine solche nach Voraussetzungen und Wirkungen vollständig unbeschränkte Ermächtigung zur Weitergabe vertraulicher Informationen, Fotokopien aus Akten, Aussagen und persönlichen Daten widerspricht nach unserer Auffassung dem Datenschutzprinzip. Es sollte nicht hingenommen werden, daß erkennbar negative Folgen aus der Weitergabe von Informationen für eine deutsche Reederei oder einen deutschen Patent​inhaber zurücktreten müssen, wenn die Bundesstelle oder eine aus​ländische Behörde der Meinung ist, daß die Auswirkungen der Freigabe für sich genommen die negativen Folgen für die Betroffenen überwiegen könnten. Es bleibt im übrigen vollständig unklar, nach welchen Maßstäben eine solche Abwägung getroffen werden könnte. Auf die Regelung im Artikel 2 § 19 Satz 1 zweiter Halbsatz Ziffer 1 sollte daher verzichtet werden.

7. Einwendungen des Bundesrates 

Den Einwendungen des Bundesrates wird nicht Rechnung getragen. Die Gegenäußerung der Bundesregierung macht dies klar.

III. Fragen der Fraktion der FDP

1. Internationaler Standard der Seeunfalluntersuchung

Der internationale Standard der Untersuchungsverfahren wird unseres Erachtens durch den mehrfach genannten IMO-Code gesetzt. Dieser IMO-Code enthält nach unserem Verständnis Vorgaben für Konsultationen und Kooperationen mehrerer Staaten bei der Seeunfalluntersuchung, wenn die Interessen mehrerer Staaten berührt sind. Dem Flaggenstaat kommt insoweit eine Priorität zu. Im übrigen läßt aber der Code jede Art von Untersuchungsverfahren zu. Er steht ausdrücklich unter dem Vorbehalt der Anwendung eines nationalen Rechts. Wenn die nationalen Verfah​rensrechte vereinheitlicht werden sollen, muß dies über den IMO-Code hinausgehen. Dies gelingt in Europa nur über entsprechende Richtlinien oder Verordnungen des Europäischen Parlaments und des Ministerrats. Deswegen halten wir es für richtig, die Grundsätze des IMO-Codes bei Unfällen mit internationaler Beteiligung zugrunde zu legen und im übrigen die Verfahrensgrundsätze selbst europaeinheitlich zu gestalten, und dies über die bereits vorgeschlagene europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs in Angriff zu nehmen. In der Zwischenzeit kann wie mehrfach betont, § 24a des geltenden SeeUG verbunden mit einem ausdrücklichen Hinweis auf den IMO-Code für Fälle mit internationaler Beteiligung eine mögliche rechtliche Lücke füllen.

2. Umsetzung des IMO-Codes in den Gesetzentwürfen

Der Gesetzentwurf der FDP-Fraktion setzt den IMO-Code in zahlreichen Detailbestimmungen um und kommt ihm insoweit näher als der Gesetzentwurf der Bundesregierung. Dieser verweist in Artikel 2 § 14 Ziffer 3 auf den IMO-Code und inkorporiert ihn durch diese Verweisung in deutsches Recht.

Die Errichtung einer Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung mit dem Verwaltungsaufbau und den besonderen Verfahrensvorschriften ist eine deutsche Besonderheit und wird durch den IMO-Code nicht verlangt. Inso​weit liegt es im gesetzgeberischen Ermessen, diesem Vorschlag zu folgen oder nicht.

3. Beweismittel im Rahmen der neuen Seeunfalluntersuchung

Wenn die Widerspruchsverfahren zum Bundesoberseeamt in den letzten Jahren abgenommen haben, spricht dies (neben Sonderentwicklungen bei einzelnen Seeämtern im personellen Bereich) tendenziell für die Qualität der in einem mündlich und öffentlichen Verfahren erarbeiteten Seeamts​sprüche. Je gründlicher die Ermittlungsarbeit des Seeamtes war und je deutlicher die Interessen haben abgewogen werden können, desto höher ist der Grad der Akzeptanz der Seeamtssprüche durch die Beteiligten. Dies spricht eher für eine tendenziell positive Bewertung der Seeamts​verfahren.

Die Neuorganisation wird einen wesentlich geringeren Teil der bisher amtlich untersuchten Seeunfälle untersuchen. Für die nicht amtlich unter​suchten Fälle werden daher die direkt Beteiligten von vornherein auf den Weg zivilrechtlicher Auseinandersetzung oder strafrechtlicher Klärung verwiesen mit dem daraus folgenden höheren Kostenaufwand und sonstigen Besonderheiten.

Die amtlich untersuchten Seeunfälle sollen künftig mit einem Bericht enden, der „Schwachstellen dieses Sicherheitssystems“ ermitteln und Sicherheitsempfehlungen geben soll. Dieser Bericht endet nicht mit einem Verwaltungsakt. Falls im Bericht der Bundesstelle fehlerhafte Fest​stellungen enthalten sind, die einzelne Beteiligte belasten, oder wenn belastende Fakten auf Verfahrensfehlern der Bundesstelle beruhen, wird eine verwaltungsgerichtliche Nachprüfung mangels Vorliegen eines Verwaltungsaktes nur über Feststellungsklagen möglich sein. Sie erfor​dern ein besonderes Feststellungsinteresse. Der Verwaltungsrechtsweg gegen solche Berichte wird sich daher schwieriger gestalten. Es kann andererseits ein höheres Interesse an der Beschreitung des Rechtswegs deswegen gegeben sein, weil die Beteiligten anders als im bisherigen Seeamtsverfahren keine unmittelbare Einwirkungs- und Mitwirkungs​möglichkeiten im Rahmen des Untersuchungsverfahrens haben. Ihnen bleibt im Untersuchungsverfahren selbst lediglich die Möglichkeit erhalten, Schriftsätze einzureichen oder Stellungnahmen zum Endbericht zu verfassen. Eine durch wechselseitige öffentliche Auseinandersetzung im Rahmen einer mündlichen Verhandlung herbeigeführte Klärung ist im neuen Verfahren nicht vorgesehen.

4. Widerspruchsverfahren

Wir verweisen auf unsere Beantwortung in der vorstehenden Frage 3 letzter Absatz

5. Öffentlichkeit des Verfahrens der Seeunfalluntersuchung

Wir verweisen auf die Beantwortung mehrerer Fragen zu diesem Komplex wie vorstehend dargelegt. Wir bewerten die Öffentlichkeit des bisherigen Verfahrens positiv. Das bisherige Verfahren der Seeunfalluntersuchung hat sich in mehr als einhundert Jahren entwickelt. Es hat sich auch als anpassungsfähig an neue Entwicklungen erwiesen. Es wird von der Mehr​zahl der Beteiligten positiv bewertet. Die bloße Tatsache, daß in anderen Unfalluntersuchungen der Grundsatz der Öffentlichkeit nicht eingeführt worden ist, spricht daher nicht für die Abschaffung eines im Rahmen der Seeschiffahrt bewährten Verfahrens. Dafür müßten andere Gründe über​wiegen. Dies gilt auch für Frage 7.

6. Nicht öffentliches Verfahren im § 24a SeeUG

Es ist zutreffend, daß das Verfahren nach § 24a SeeUG ebenfalls mit einem Bericht endet und nicht öffentlich durchgeführt wird. Dies be​schränkt sich allerdings auf Fälle mit ausländischer Beteiligung, die die Voraussetzungen des § 24a SeeUG erfüllen. Er gibt insoweit dem Bundesoberseeamt in unserer Interpretation die rechtliche Möglichkeit, in Zusammenarbeit mit dem Flaggenstaat die Untersuchung des Unfalles an sich zu ziehen. § 24a ermöglicht daher eine Teilnahme ausländischer Staaten im Rahmen eines sehr flexiblen individuell gestaltbaren Verfahrens. Praktische Probleme haben sich nach unserer Kenntnis hier​aus nicht ergeben. Das neu vorgeschlagene Verfahren würde sich auf alle Untersuchungsfälle beziehen, die sämtlich einem öffentlichen Verfahren entzogen würden, auch wenn keine ausländischen Staaten beteiligt sind.

8.
Antragsrecht eines „Beteiligten“ (Forderung des Bundesrates)

Im Prinzip halten wir die Regelung des geltenden Rechts für zweckmäßig, wonach Seeunfälle untersucht werden, wenn ein öffentliches Interesse an dieser Untersuchung vorliegt. Würde man es beim bisherigen Unter​suchungsverfahren im Prinzip belassen und die notwendigen kleineren Verbesserungen einführen, wäre ein Antragsrecht eines Beteiligten unse​res Erachtens nicht erforderlich. 

Der Bundesrat verlangt ein Antragsrecht eines Beteiligten im Rahmen des neuen Verfahrens. Dies wiederum muß wohl im Zusammenhang mit der weiteren Forderung des Bundesrates gesehen werden, den Bericht der Bundesstellle anschließend einem Seeamtsverfahren zuzuführen, das in einem öffentlichen Verfahren und mündlicher Verhandlung wie bisher zu einem Spruch führt. Vor diesem Hintergrund macht ein Antragsrecht Sinn. Die Bundesregierung wendet sich jedoch sowohl gegen das Antragsrecht wie gegen die Bewertung des Berichts der Bundesstelle durch ein See​amtsverfahren.

Wollte man dem Vorschlag des Bundesrates folgen, könnte der Begriff „Beteiligter“ unseres Erachtens vom Gesetzgeber durchaus definiert werden. Es würde dann eine Frage der gesetzgeberischen Zweck​mäßigkeit sein, ob der Begriff weit oder eng definiert werden sollte. Die Befürchtung der Bundesregierung, daß ein solches Antragsrecht miß​braucht werden könnte, um andere Untersuchungsaufgaben „gezielt zu blockieren“, halten wir für praxisfremd.

9. Zivilrechtliche Folgen (Schadensauseinandersetzung)

Wir verweisen auf unsere Vorbemerkungen und auf die Antwort zur Frage 15 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen.

10.
Zeitdauer für den Vorschlag des Bundesrates

Die jüngsten Untersuchungsverfahren mit internationaler Beteiligung, die von deutschen Seeämtern durchgeführt wurden, haben kurzfristig zu Zwischenberichten geführt, die von dem Seeamtsvorsitzenden auch der Öffentlichkeit mitgeteilt wurden. Dies wäre wohl nach dem neu vorge​schlagenen Verfahren nicht mehr zulässig (Artikel 2 § 15 des Gesetz​entwurfs der Bundesregierung in Verbindung mit § 14 Absatz 7 FluUG). Soweit für uns erkennbar, sind diese Seeamtsverfahren mit internationaler Beteiligung zügig und effizient durchgeführt worden. Ob das neu vorgeschlagene Verfahren zeitlich schneller durchgeführt werden könnte, ist für uns schwer zu bewerten. Die Verweisung auf das Flugunfallunter​suchungsgesetz sieht eine Befristung von immerhin einem Jahr für die Vorlage des Berichtes vor. Im Rahmen dieser aus unserer Sicht sehr weiten Befristung, müßte bei zügiger Ermittlung auch der Vorschlag des Bundesrates zu verwirklichen sein.

11.
Blame culture

Wir verweisen auf unsere Antwort zu Frage 3 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen.

12. Seelische Belastungen der Verfahrensbeteiligten

Jedes Untersuchungsverfahren, in das unmittelbar am Unfall Beteiligte verwickelt werden, führt zwangsläufig zu einer psychologischen Streß​situation für den Beteiligten. Dies wird sich im Verhältnis des neuen zum alten Verfahren nicht wesentlich verändern. Im neuen Verfahren hat der Beteiligte den Nachteil, die Einlasssung anderer direkt Beteiligter nicht zu kennen und nicht zu wissen, wie sein eigenes Verhalten durch andere bewertet worden ist. Dies wird zu einer starken Zurückhaltung seiner Aussagebereitschaft führen. Dies wiederum wird die Untersuchungs​ergebnisse belasten.

Im Luftunfalluntersuchungsverfahren arbeitet die zuständige Behörde von vornherein eng mit der Staatsanwaltschaft zusammen. Dies wird die neue Bundesbehörde im Seeunfalluntersuchungsverfahren ebenfalls tun müs​sen, weil ihre eigene Untersuchung nicht mehr auf die Bewertung des Verhaltens einzelner abstellen soll. Dies wird eine verstärkte Einschaltung staatsanwaltschaftlicher Behörden mit sich bringen und den psycho​logischen Druck auf denjenigen verstärken, der befürchten muß, daß sein eigenes Verhalten fehlerhaft gewesen sein könnte.

„Seelische Belastungen“ der Verfahrensbeteiligten werden sich daher mit dem bisherigen wie mit dem neuen Verfahren gleichermaßen verbinden. 

13.
Fortentwicklung der Sicherheit auf See auf der Basis bisheriger Seeamtssprüche

Wir gehen davon aus, daß diese Frage am sachverständigsten von den Vertretern der Seeämter beantwortet werden kann.

14.
Neutralität der Bundesstelle

Die Beantwortung der Frage setzt einen Vergleich mit der Unabhängigkeit der bisherigen Seeämter voraus. Wir gehen davon aus, daß dies am sach​verständigsten von den Vertretern der Seeämter beantwortet werden kann.

15. Praktische Durchführung der Unfalluntersuchung

Wir gehen davon aus, daß diese Frage von den Vertretern der Seeämter beantwortet wird.

16.
Seeunfälle außerhalb deutscher Hoheitsgewässer

Wir verweisen auf unsere Antwort zu der Frage 10 der SPD-Bündnis 90/Die Grünen,

17.
Notwendigkeit einer Voruntersuchung

Wir verweisen auf unsere Antwort zu der Frage 16 der SPD-Bündnis 90/die Grünen.

18.
Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchung

19.
Auswirkungen auf die Organisationsstruktur der Seeämter

Wir gehen davon aus, daß diese Fragen von den Vertretern der Seeämter sachverständig beantwortet werden können.

20.
Finanzielle Folgen für den Bundeshaushalt

Zu dieser Frage kann der Verband Deutscher Reeder keine sachver​ständige Stellungnahme abgeben.

21.
Fachhochschulabschluß für Seelotsen

Wir verweisen auf die Antwort auf die Frage 18 der SPD-Bündnis 90/die Grünen.

IV. Fragen der Fraktion der PDS

Alle von der Fraktion der PDS formulierten Fragen sind in unseren vorstehenden Antworten aus unserer Sicht bereits beantwortet worden. Zu​sammengefaßt ergibt sich hieraus:

· Schiffsunfälle sind nach allgemeinen Erkenntnissen weitgehend auf menschliches Fehlverhalten zurückzuführen. Wir haben die Gründe und Details hierzu vorstehend dargelegt.

· Die wechselseitige Kenntnis der Aussagen der unmittelbar Beteiligten an einem Seeunfall dient sowohl der Wahrheitsfindung wie dem Schutz der Beteiligten vor unbedachten Selbstbezichtigungen wie vor ebenso unbe​dachten Fehlerzuweisungen an Dritte (die entsprechende Retorsions​folgen auslösen würden).

· Eine mündliche und öffentliche Verhandlung dient der Transparenz der Verwaltung, damit der Akzeptanz des Verfahrens und seiner Ergebnisse, aber auch der Generalprävention.

· Eine Eingrenzung des Umfangs amtlich untersuchter Seeunfälle wegen veränderter Voraussetzungen, unter denen künftig untersucht werden soll, führt notwendigerweise zu einer Verlagerung der tatsächlichen Unter​suchung vieler Unfälle von der Unfalluntersuchungsstelle auf Straf- und Zivilgerichte.

Durch die letztere Entwicklung steht zu vermuten, daß jedenfalls für die Beteiligten ein höherer Kostenaufwand entsteht.

C
Zusätzliche Anregungen zu dem von der Bundesregierung vorgeschlagenen Gesetzentwurf

Sollte der Bundestag dem in Artikel 2 des Gesetzentwurfs der Bundes​regierung vorgelegten Wortlaut folgen wollen, erlauben wir uns folgende Anregungen.

1. Zu Artikel 2 § 8

Vorschlag:  Der 1. Halbsatz „Die beim Betrieb eines Schiffes nach dem Schiffssicherheitsgesetz für die Sicherheitsorganisation Ver​antwortlichen“sollte ersetzt werden durch die Formulierung „Der Eigentümer eines Schiffes unter der Bundesflagge“.
Begründung:  Bei dem Gesetzesvorschlag geht es um die Verpflichtung der Reederei gegenüber der außenstehenden Klassifika​tionsgesellschaft, eine die Sicherheit des Schiffes betreffen​de Erklärung abzugeben. Das Rechtsverhältnis zwischen der Klassifikationsgesellschaft und der Reederei bezieht sich auf den Eigentümer des Schiffes, nicht auf einzelne betriebsinterne für die Sicherheitsorganisation verantwort​liche Personen. Für den Reedereibetrieb spricht nach außen daher nur der Eigentümer des Schiffes und der von ihm Beauftragte oder gesetzlich definierte Vertreter. Der Gesetzentwurf greift in diese Hierarchie ein und will alle in einem Reedereibetrieb für die Sicherheit Verantwortlichen gesetzlich zu Äußerungen an eine außenstehende Klassifikationsgesellschaft verpflichten. Damit können Loya​litätskonflikte geschaffen werden, die der betriebsinternen Sicherheitspolitik abträglich sind. Die innerbetrieblichen Sicherheitsbeauftragten sind Vertrauenspersonen mit direk​tem Zugang zur Geschäftsleitung. In dieses Verhältnis darf nicht durch gesetzliche Erklärungspflichten dieser Personen gegenüber Außenstehenden eingegriffen werden. 

2. Zu Artikel 2 § 9

Der Regelungsinhalt des Absatzes 1 ist unklar. Nach der Begründung will er sich an § 1 Absatz 1 Flugunfalluntersuchungsgesetz anlehnen. Dieses Gesetz erklärt in § 1 Absatz 1 es gelte „für die Untersuchung von Unfällen und Störungen beim Betrieb ziviler Luftfahrzeuge“. Diese klare Abgren​zung läßt § 9 Absatz 1 vermissen. Die Einführung neuer bislang unbe​kannter, unbestimmter Rechtsbegriffe „Sicherheitskultur des internatio​nalen und nationalen Seesicherheitssystems“, die in der Begründung nicht definiert werden, sollten auf ihren Inhalt überprüft und ggf. in der Geset​zesbegründung klargestellt werden. Ähnliches gilt für die Verwendung des Begriffes „Maritime Sicherheitspartnerschaft“ im Absatz 2. Auch dessen Bedeutung ist unklar.

3. Zu Artikel 2 § 12 Absatz 6

Vorschlag:  Hinter dem Wort „technische“ sollten die Worte „oder rechtliche“ eingefügt werden.

Begründung:  Der Absatz verlangt als Qualifikation für den Direktor der neuen Bundesstelle und für die Untersuchungsführer „um​fassende technische und betriebliche Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des Seefahrtwesens“. Der Bundesstelle werden aber nicht nur technische Prüfungen anvertraut, sondern darüber hinaus die Zusammenarbeit mit der örtlichen Strafverfolgungsbehörde, das Betreten von Grundstücken und Geschäftsräumen, die Einräumung des Zugangs zu Aufzeichnungen, die Einsichtnahme in schrift​liche Unterlagen der Reedereien, die Beantragung gericht​licher Hilfe, die Bewertung rechtlicher Begriffe, die rechtlich unangreifbare Belehrung von Zeugen über Fragen, die sie einem „erheblichen rechtlichen Nachteil“ aussetzen würden (§ 15 Absatz 6) und die rechtlich einwandfreie Bewertung von Zeugenaussagen. Dies wird ohne eigene Rechts​kenntnisse oder unmittelbar verfügbaren Rechtsrat nur be​dingt gelingen. Es muß davon ausgegangen werden, daß die Betroffenen selbst ihrerseits Rechtsrat hinzuziehen, wie in bisherigen Untersuchungsverfahren gewohnt. Diesen Anforderungen kann ein qualifizierter technisch vorge​bildeter Direktor durchaus Rechnung tragen. Die Erfahrung lehrt, daß diese Aufgabe bisher von rechtlich vorgebildeten unabhängigen Vorsitzenden der Seeämter ebenfalls in vor​bildlicher Weise erfüllt worden ist. Es empfiehlt sich daher, die neue Bundesstelle bei der Auswahl des qualifizierten Personals als Untersuchungsführer oder als Direktor nicht kraft Gesetzes von vornherein ausschließlich auf Personen mit technischer Vorbildung zu beschränken, sondern sich ausreichend flexiblen Raum zu verschaffen, die jeweils qualifiziertesten Personen auch mit anderer akademischer Vorbildung aussuchen zu können. 

4. Zu Artikel 2 § 15

Vorschlag:  § 15 verweist auf die entsprechende Geltung des Flugunfall​untersuchungsgesetzes. Dafür wird in sechzehn Ziffern ein umfassender Begriffsaustausch vorgenommen. Dies führt da​zu, daß das Gesetz aus sich heraus kaum noch lesbar ist. Es wendet sich aber nicht nur an Beamte der neuen Bundes​stelle, sondern auch an eine Vielzahl von Praktikern der Seeverkehrswirtschaft. Im Interesse der Verständlichkeit des Gesetzes wird deshalb empfohlen, auf die Vielzahl der Verweisungen und auf den Begriffsaustausch zu verzichten und statt dessen die Verfahrensbestimmungen, die über​nommen werden sollen, im Gesetz selbst zu formulieren.

Dies würde es erlauben, auf Regelungen des FluUG zu verzichten, auf die der Gesetzentwurf verweist, die aber für die Schiffahrt vollständig praxisfremd sind. Dazu gehört die Vor​schrift, daß nach einer Kollision in ausländischen Gewässern „der Inhalt des Schiffes nicht berührt werden darf“ oder die Regelung, daß „unzweifelhaft Tote“ bis zur Ankunft eines deutschen Untersuchungsführers und der Freigabe durch ihn „unverändert liegenblieben“ müssen (§ 15 in Verbindung mit § 12 FluUG). Bei Unfällen im Ausland kann dies erhebliche Zeiträume in Anspruch nehmen und wird in der Praxis in dieser Weise nicht funktionieren. Regeln, die Bürgern als praxisfremd erscheinen, werden von ihnen aber auch nicht als bindend betrachtet. Hierauf sollte der Gesetzentwurf Rücksicht nehmen.

5. Zu Artikel 2 § 19

Vorschlag:  Satz 1 2. Halbsatz Ziffer 1 wird gestrichen. 

Begründung:  Die Regelung führt zu einem unbeschränkten Datenfluß an Dritte. Nach dem Gesetzesvorschlag darf die Bundesstelle Aufzeichnungen, Aussagen und persönliche Daten an Dritte zwar zu keinem anderen Zweck als dem einer „Unter​suchung im Sinne dieses Abschnittes“ freigeben. Diese Einschränkung ist richtig, sie wird jedoch im folgenden „es sei denn, daß – Satz“ wieder aufgegeben. Danach kann nicht nur die Bundesstelle, sondern auch eine ausländische Behörde entscheiden, daß Daten weitergegeben werden dürfen, auch wenn dies erkennbar negative Folgen für die Betroffenen hat. Voraussetzung ist nur, daß die „Auswir​kungen ihrer Freigabe“ die negativen Auswirkungen auf den Betroffenen „überwiegen“. Es bleibt unklar, nach welchen Maßstäben eine solche Abwägung getroffen werden könnte.

Eine nach Voraussetzungen und Wirkungen vollständig unbeschränkte Ermächtigung zur Weitergabe vertraulicher Informationen, Fotokopien aus Akten, Aussagen von per​sönlichen Daten widerspricht nach unserer Bewertung dem Datenschutzprinzip. Erkennbar negative Folgen, die sich aus der Weitergabe von Informationen für eine deutsche Reederei oder einen deutschen Patentinhaber ergeben, zurücktreten zu lassen, wenn die Bundesstelle oder eine ausländische Behörde der Meinung ist, daß die Auswir​kungen der Freigabe für sich genommen die negativen Folgen für die Betroffenen überwiegen könnten, scheint nicht hinnehmbar.

6. Zu Artikel 2 § 22 

Vorschlag:  Es sollte geprüft werden, ob eine Vorprüfung zur Einleitung eines Seeamtsverfahrens durch eine Wasser- und Schiffahrts​direktion im Rahmen des Gesetzesvorschlages wirklich erforderlich ist. Die Berichte der Bundesstelle könnten dem jeweils zuständigen Seeamt auch direkt übermittelt werden. Es könnte der Prüfung des verantwortlichen Vorsitzenden des Seeamtes überlassen bleiben, ob daraufhin ein Seeamtsver​fahren mit einem möglichen Patententzug einzuleiten ist. Der Sinn einer zwischengeschalteten Verwaltungsprüfung im Rahmen der Wasser- und Schiffahrtsdirektion erschließt sich nicht. Sie führt zur Aufblähung von Verwaltungsvorgängen und aus unserer Sicht vermeidbaren Kosten. 

